
Stadt Geilenkirchen 
 

13.01.2015 

 

 

Einladung 
 

zur 4. Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses der Stadt Geilenkirchen am 
 

Mittwoch, dem 21.01.2015, 18:00 Uhr 
 

im Großen Sitzungssaal, Markt 9, 52511 Geilenkirchen 
 
 
 
Tagesordnung 
 

I. Öffentlicher Teil 

 
 1.   Mitteilungen des Bürgermeisters 
  
 2.   Stellenplan 2015 

Vorlage: 211/2015 
  
 3.   Benennung einer Straße im Bereich der Straße Pappelweg in Bauchem 

Vorlage: 219/2015 
  
 4.   Offenhalten von Verkaufsstellen im Jahr 2015 

Vorlage: 220/2015 
  
 5.   Genehmigung von überplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen Haushalts-

jahr 2014 (Dringlichkeitsentscheidung nach § 60 Abs. 1 GO)) 
Vorlage: 223/2015 

  
 6.   Bürgerantrag zur Ablehnung der Abkommen TTIP, CETA und TiSA 

Vorlage: 214/2015 
  
 7.   Verschiedenes 
  
 

II. Nichtöffentlicher Teil 

 
 8.   Grundstücksangelegenheiten 
  
 8.1.   Verkauf des städtischen Objektes von Humboldt-Str. 45 - ehem. Feuerwehrgerä-

tehaus Niederheid 
Vorlage: 206/2014 

  
 8.2.   Verkauf von städtischen Grundstücken 

Vorlage: 209/2014 
 
 
 

 



   

 9.   Auftragsvergaben 
  
 9.1.   Bericht über erteilte Auftragsvergaben 

Aufstellung über Auftragsvergaben nach § 11 Abs. 4 Buchstabe j) i.V.m.  
§ 11 Abs. 5 der Zuständigkeitsordnung der Stadt Geilenkirchen vom 16.12.1999 
Vorlage: 210/2014 

  
 10.   Verschiedenes 
  
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 

 
Fiedler 
Bürgermeister 
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Kämmerei 
13.01.2015 
211/2015 

Vorlage 
 
 

Beratungsfolge Zuständigkeit Termin 

Haupt- und Finanzausschuss Vorberatung 21.01.2015 
Rat der Stadt Geilenkirchen Entscheidung 11.02.2015 

 
 
Stellenplan 2015 
 
 
Sachverhalt: 
 
In seiner Sitzung am 10.12.2014 hat der Rat die Haushaltssatzung mit dem Haushaltsplan für 
das Haushaltsjahr 2015 verabschiedet. Als Anlage wurde der Stellenplan für das Jahr 2014 
beschlossen. Der Rat hat sich dafür ausgesprochen, die Beratung und Beschlussfassung über 
den ursprünglich vorgeschlagenen Stellenplanentwurf auf Anfang 2015 zu vertagen. 
 
Der beigefügte Stellenplanentwurf der Verwaltung für das Jahr 2015 weist im Ergebnis 66,38 
Beamtenstellen (- 3,06 Stellen gegenüber Stellenplan 2014), 132,8 Beschäftigtenstellen (-2,36 
Stellen) und 44,79 Beschäftigtenstellen im Sozial- und Erziehungsdienst (+ 1,0 Stelle) aus. 
Hierbei wurde berücksichtigt, dass eine Beamtenstelle in eine Beschäftigtenstelle umgewan-
delt werden musste. Ebenfalls wurde eine Beschäftigtenstelle für einen Klimaschutzmanager 
(65 % bezuschusst) zusätzlich eingerichtet. Für den Sozial- und Erziehungsdienst sieht der 
Stellenplan zusätzlich eine Erzieherin für die Sprachförderung (fremdfinanziert) und 2 Erziehe-
rinnen für eine weitere Kindergartengruppe vor.  
 
Das 1. Haushaltssicherungskonzept der Stadt wies 2012 folgende Personalentwicklung aus:  
 

Jahr 2012 2013 2014 2015 2016 

Ansatz 12.216.883 € 12.463.606 € 12.671.616 € 12.868.745 € 13.053.675 € 

Steigerung ge-
genüber dem 
Vorjahr 

2,88 % 2,02 % 1,67 % 1,56 % 1,44 % 

Beamte 73,98 71,98 71,98 70,98 70,98 

tariflich Beschäf-
tigte 

138,56 134,56 134,35 132,35 131,12 

Sozial- und Er-
ziehungsdienst 

41,14 41,14 41,14 41,14 41,14 

 
Mit der Aufstellung des Haushaltsplanes und des 1. Haushaltssicherungskonzeptes der Stadt 
Geilenkirchen 2012 wurden viele Maßnahmen zur Haushaltskonsolidierung angestoßen. In 
diesem Zusammenhang wurden Überlegungen angestellt, u. a. die Führungsstrukturen der 
Verwaltung zu verschlanken, Aufgaben kritisch auf Notwendigkeit zu überprüfen, Arbeitsab-
läufe rationeller und transparenter zu gestalten. So wurde beim Ausscheiden von Hausmeis-
tern, Schulsekretärinnen und Sachbearbeiterinnen/Sachbearbeitern immer wieder kritisch 
geprüft, ob diese Stellen nicht eingespart werden können und ggf. eingespart.  
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Letztendlich dient auch die zusätzliche Einrichtung des Amtes Stadtbetrieb dazu, die Kosten 
transparenter zu machen, Synergien durch die Zusammenlegung der betrieblichen Bereiche 
zu erzielen und letztendlich die Verwaltungskosten insgesamt erheblich zu reduzieren.  
 
Die Gemeindeprüfungsanstalt NRW hat der Verwaltung bei ihren Prüfungen immer wieder 
bescheinigt, dass sie im interkommunalen Vergleich unterhalb der Mittelwerte bei den Perso-
nalausgaben pro Einwohner liegt. Auch bei der kürzlich durchgeführten Prüfung des Bürger-
büros wurde der Verwaltung eine geringe Stellenbesetzung in diesem Bereich attestiert. Die 
Einrichtung eines Stadtbetriebes wurde ebenfalls als Schritt in die richtige Richtung für eine 
nachhaltige Kostenoptimierung bezeichnet. 
 
Die Kommunale Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsmanagement (KGSt) hat vor einigen Jah-
ren eine Grundstruktur für die Kommunen der Größenordnung der Stadt Geilenkirchen her-
ausgegeben. Diese Empfehlungen werden seitdem sukzessive umgesetzt.  
 
Die Ämterstruktur und somit die Amtsleiterstellen haben sich in den letzten Jahren erheblich 
verändert: 
 
früher      heute 

Hauptamt Hauptamt 

Personal-, Standes- und Friedhofsamt  

Rechnungsprüfungsamt Rechnungsprüfungsamt 

Kämmerei Kämmerei 

Stadtkasse  

Ordnungsamt Ordnungsamt 

Schulverwaltungs-, Kultur- und Sportamt Schulverwaltungs-, Kultur- und Sportamt 

Sozialamt  

Jugendamt Jugend- und Sozialamt 

Bauverwaltungsamt Bauverwaltungs- und Tiefbauamt 

Amt für Planung und Umwelt Amt für Stadtplanung, Umwelt, Bauordnung, Hochbau 

Hochbau- und Bauordnungsamt  

Tiefbauamt Stadtbetrieb 
 
Bereits vor mehr als 10 Jahren wurde eine Amtsleiterstelle (A 65) nicht wieder besetzt.  
2008 hat man mit der Einrichtung des Jugendamtes das Sozialamt ohne zusätzliche Amts-
leiterstelle integriert. Auch in den Jahren 2013 und 2014 wurden die Amtsleiterstellen bei 
Ausscheiden der Amtsleiter im Personal- und Tiefbauamt nicht wieder besetzt. Dies hat auch 
in den verbleibendenden Ämtern: Hauptamt, Ordnungsamt und Bauverwaltungsamt zur Er-
weiterung des Aufgaben- und Leitungsbereichs und einer höheren Verantwortung geführt.  
Im Jahr 2014 wurden nach der Neuverteilung der Aufgaben die entsprechenden Stellenbe-
schreibungen der Amtsleiterstellen im Hauptamt, Ordnungsamt, Jugend- und Sozialamt sowie 
im Bauverwaltungsamt neu bewertet. Die Bewertungen sehen jeweils eine Ausweisung nach 
Bes. Gr. A 14 vor. Dabei wurden die Bewertungen entsprechend dem analytischen Verfahren 
der KGSt durchgeführt. Ein Vergleich mit umliegenden gleichgroßen Kommunen hat gezeigt, 
dass die hiesige Verwaltung eine geringere Anzahl von Ämtern aufweist und eine nach der 
KGSt gerechtfertigte Bewertung der Stellen um ein Vielfaches kostenmäßig günstiger ist, als 
eine zusätzliche Amtsleiterstelle einzurichten.  
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Insgesamt wurde in den vergangenen Jahren die Anzahl der Amtsleiterstellen durch Zusam-
menlegung von Aufgabengebieten von ursprünglich 13 auf nunmehr 9 Amtsleiterstellen redu-
ziert. Die hierdurch erzielten Einsparungen machen ein Vielfaches von vorgesehenen Stellen-
höherbewertungen aus.  
 
Darüber hinaus beinhaltet der Stellenplan folgende Änderungsvorschläge: 
 
Im Stellenplan 2014 waren drei Stellen A 9 mit Zulage besetzt; eine Stelle wurde nach Aus-
scheiden des Stelleninhabers gestrichen. Entsprechend der Anzahl der Beamten im mittleren 
Dienst sind insgesamt vier Stellen A 9 mit Zulage möglich. Die zwei weiteren freien Stellen 
sind ggf. für Beamte des mittleren Dienstes vorgesehen, die bereits Aufgaben nach Bes. Gr. 
A 10 wahrnehmen.  
Ein Beamter beendet seine Ausbildung zum Aufstieg in den gehobenen Dienst, von daher soll 
diese Stelle von A 9 mittlerer Dienst nach A 9 gehobener Dienst umgewandelt werden.  
Die Bewertung einer Stelle im mittleren Dienst (bisher A 8) hat Bes. Gr. 9 ergeben, die Stelle 
soll daher im Stellenplan angehoben werden. 
 
Im Beschäftigtenbereich wird jeweils eine zusätzliche Stelle nach Entgeltgruppe 11 TVöD (Kli-
maschutzmanager) und Entgeltgruppe 10 TVöD (Umwandlung einer A 11-Beamtenstelle) aus-
gewiesen. 
 
Die Einrichtung von drei zusätzlichen Stellen im Sozial- und Erziehungsdienst nach Entgelt-
gruppe S 6 TVöD-SuE wurde vorgenommen. 
 
Weitere Stellenbewertungen führen zu höheren Einstufungen oder Verschiebungen, hierzu 
sind jedoch keine neuen Stellen oder Stellenanhebungen erforderlich. 
 
Insgesamt wird das 2012 aufgestellte Personalentwicklungskonzept auch 2015 eingehalten. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Stellenplan für das Haushaltsjahr 2015 wird beschlossen. 
 
 
Anlagen: 
 
Entwurf des Stellenplans 2015  
 
 

(Herr Bürgermeister Fiedler, 02451 / 629 104) 
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Ordnungsamt 
08.01.2015 
219/2015 

Vorlage 
 
 
 

Beratungsfolge Zuständigkeit Termin 

Haupt- und Finanzausschuss Vorberatung 21.01.2015 
Rat der Stadt Geilenkirchen Entscheidung 11.02.2015 

 
 
Benennung einer Straße im Bereich des Pappelweges in Bauchem 
 
 
Sachverhalt: 
 
Abzweigend von der Straße „Pappelweg“ in Bauchem wurde eine neue Straße für die Er-
schließung von Baugrundstücken angelegt. Die Straße wird aufgrund des Ratsbeschlusses vom 
26.02.2014 in das städtische Eigentum übernommen. Die Straße ist zwischenzeitlich fertigge-
stellt. 
Es ist vorgesehen, für diese Erschließungsanlage einen neuen Straßennamen zu vergeben. 
Eine Änderung der Nummerierung bzw. eine Ergänzung der Nummern durch Buchstaben im 
Bereich des Pappelweges ist nicht zielführend. 
In Anlehnung an die Straßenbennungen im Bereich des unmittelbar angrenzenden Bebau-
ungsplanes 52 wie Brabantstraße, Walloniestraße, Geldernstraße oder Flandernstraße, soll 
sich der neue Name ebenfalls an belgische oder niederländische Provinzen orientieren. 
 
Die Verwaltung schlägt vor, der neuen Erschließungsanlage den Namen „Namurstraße“ zu 
geben. Die Namensgebung wurde mit dem Ortsvorsteher abgestimmt. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die neue Erschließungsanlage im Bereich der Straße „Pappelweg“ erhält den Namen „Namur-
straße“. 
 
 
  
 

(Ordnungsamt, Herr Kaumanns, 02451 629-919) 
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Ordnungsamt 
08.01.2015 
220/2015 

Vorlage 
 
 
 

Beratungsfolge Zuständigkeit Termin 

Haupt- und Finanzausschuss Vorberatung 21.01.2015 
Rat der Stadt Geilenkirchen Entscheidung 11.02.2015 

 
 
Offenhalten von Verkaufsstellen im Jahr 2015 
 
 
Sachverhalt: 
 
Der Aktionskreis Geilenkirchen e. V. beantragt aus Anlass 
 
1. der 27. Autoausstellung am Sonntag, dem 22.03.2015 
2. der Culinaria und des Stadtfestes am Sonntag, dem 14.06.2015 
3. des Oktoberfestes mit Herbstmarkt am Sonntag, dem 11.10.2015 
4. des Nikolausmarktes am Sonntag, dem 29.11.2015 
 
die Verkaufsstellen im Stadtzentrum Geilenkirchen von 13.00 Uhr bis 18.00 Uhr  
 
und aus Anlass 
 
1. des Frühlingsfestes am Sonntag, dem 19.04.2015 
2. des Gewerbe- und Industriemarktes am Sonntag, dem 06.09.2015 
 
die Verkaufsstellen im Stadtbezirk Niederheid von 13.00 Uhr bis 18.00 Uhr  
 
geöffnet zu halten. 
 
Nach § 6 Abs. 1 und 4 des Gesetzes zur Regelung der Ladenöffnungszeiten (Ladenöffnungsge-
setz – LÖG NRW) dürfen Verkaufsstellen an jährlich höchstens vier Sonn- und Feiertagen bis 
zur Dauer von fünf Stunden durch ordnungsbehördliche Verordnung freigegeben werden. Die 
Freigabemöglichkeit besteht für jeden einzelnen Stadtbezirk. 
 
Der Entwurf der entsprechenden ordnungsbehördlichen Verordnung lautet wie folgt: 
 
 

Ordungsbehördliche Verordnung 
über das Offenhalten von Verkaufsstellen im Jahr 2015 

in der Stadt Geilenkirchen 
 
Aufgrund des § 6 Abs. 1 und 4 des Gesetzes zur Regelung der Ladenöffnungszeiten (Ladenöff-
nungsgesetz – LÖG NRW) vom 16.11.2006 wird von der Stadt Geilenkirchen als örtliche Ord-
nungsbehörde gemäß Beschluss des Rates der Stadt Geilenkirchen vom … verordnet: 
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§ 1 

 
Aus Anlass 
 
1. der 27. Autoausstellung am Sonntag, dem 22.03.2015 
2. der Culinaria und des Stadtfestes am Sonntag, dem 14.06.2015 
3. des Oktoberfestes mit Herbstmarkt am Sonntag, dem 11.10.2015 
4. des Nikolausmarktes am Sonntag, dem 29.11.2015 
 
dürfen die Verkaufsstellen im Stadtzentrum Geilenkirchen von 13.00 Uhr bis 18.00 Uhr geöff-
net sein. 
 
 

§ 2 
 
Aus Anlass 
 
1. des Frühlingsfestes am Sonntag, dem 19.04.2015 
2. des Gewerbe- und Industriemarktes am Sonntag, dem 06.09.2015 
 
dürfen die Verkaufsstellen im Stadtbezirk Niederheid (§ 3 Abs. 1 Buchstabe h der Hauptsat-
zung der Stadt Geilenkirchen) von 13.00 Uhr bis 18.00 Uhr geöffnet sein. 
 
 

§ 3 
 
Die Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in Kraft. 
 
 
Geilenkirchen, … 
 
Stadt Geilenkirchen  
als örtliche Ordnungsbehörde 
 
 
 
Thomas Fiedler 
Bürgermeister 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Ordnungsbehördliche Verordnung zum Offenhalten der Verkaufsstellen im Stadtgebiet 
wird in der vorliegenden Form beschlossen. 
 
 
  
 

(Ordnungsamt, Herr Kaumanns, 02451 629-919) 
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Kämmerei 
13.01.2015 
223/2015 

Vorlage 
 
 
 

Beratungsfolge Zuständigkeit Termin 

Haupt- und Finanzausschuss Entscheidung 21.01.2015 
 
 
Genehmigung von überplanmäßigen Aufwendungen und 
Auszahlungen(Dringlichkeitsentscheidung nach § 60 Abs. 1 GO) 
 
 
Sachverhalt: 
 
Produkt, Unter-
sach-konto, 
Haushaltsjahr 

Bezeichnung, Begründung und  
Deckungsvorschlag 

Haushaltsansatz Über/außer-
planmäßig zu 
erwarten bis 
Jahresende 

Aus
zah-
lung 

Auf-
wand 

06.362.01 
45100.71860 
2014 

Förderung von Projekten aus dem 
Programm Toleranz fördern, Kom-
petenz stärken 
 
Im Untersachkonto waren für 
2014 Aufwendungen von 90.000 € 
eingeplant. In Abstimmung mit 
der Regiestelle des Bundes wurden 
zusätzliche Projekte durchgeführt, 
welche Mehraufwendungen in 
Höhe von 30.000 € zur Folge ha-
ben, so dass im Untersachkonto 
Gesamtaufwendungen in Höhe 
von 120.000 € entstehen. 
 
Die Mehraufwendungen können 
durch entsprechende Mehrerträge 
bei Untersachkonto 45111.17400 
(Zuweisungen vom sonstigen öf-
fentlichen Bereich, Toleranz för-
dern, Kompetenz stärken) in Höhe 
von 25.500 € sowie einer Teiler-
stattung aus einer abgerechneten 
Maßnahme in Höhe von 4.500 € 
gedeckt werden.  

90.000 €  120.000 € X 
In 
20
15 

X 

  
Die Dringlichkeit besteht darin, dass Projektträger gegenüber der Stadt die Abrechnung ver-
schiedener Projekte beantragt haben. Die Gelder können jedoch erst bei Genehmigung der 
überplanmäßigen Aufwendung ausgezahlt werden. Hiermit sollte nicht bis zur nächsten Rats-
sitzung im Februar gewartet werden.  
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Beschlussvorschlag: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss genehmigt die überplanmäßigen Aufwendungen im Wege 
einer Dringlichkeitsentscheidung.  
 
 
  
 

(Kämmerei, Herr Goertz, 02451 629-113) 
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Hauptamt 
09.01.2015 
214/2015 

Vorlage 
 
 
 

Beratungsfolge Zuständigkeit Termin 

Haupt- und Finanzausschuss Vorberatung 21.01.2015 
 
 
Bürgerantrag zur Ablehnung der Abkommen TTIP, CETA und TiSA 
 
 
Sachverhalt: 
 
Durch den Vorstand des ver.di Bezirks Linker Niederrhein wird nach § 24 GO NRW ein Antrag 
auf Ratsbeschluss zur Ablehnung der Abkommen TTIP, CETA und TiSA gestellt. 
 
Gemäß § 8 Abs. 4 der Hauptsatzung der Stadt Geilenkirchen bestimmt der Rat den Haupt- 
und Finanzausschuss für die Erledigung von Anregungen und Beschwerden nach § 24 GO 
NRW. 
 
Die Anregungen und Beschwerden müssen nach § 8 Abs. 1 Satz 2 der Hauptsatzung Angele-
genheiten betreffen, die in den Aufgabenbereich der Stadt Geilenkirchen fallen. Für die Befas-
sung der Räte mit dem Freihandelsabkommen TTIP wird die Erforderlichkeit eines spezifi-
schen Bezugs zur örtlichen Situation auch in einem Runderlass des Ministeriums für Inneres 
und Kommunales NRW vom 11.12.2014 herausgestellt. Ein spezifischer Ortsbezug zur Stadt 
Geilenkirchen oder eine besondere Betroffenheit der Stadt Geilenkirchen verglichen mit an-
deren Städten wird im Antrag nicht hergestellt. Eine Befassungskompetenz des Rates und des 
Haupt- und Finanzausschusses der Stadt Geilenkirchen ist folglich nicht gegeben. 
 
Der Städte- und Gemeindebund NRW stellt klar, dass die Räte keine allgemeine politische 
Befassungskompetenz zur Ablehnung der Freihandelsabkommen besitzen. Der Bürgermeister 
müsse Anträge bezüglich der Abkommen auf die Tagesordnung setzen, da er kein eigenes 
materielles Vorprüfungsrecht besitze. Der Rat oder hier der vom Rat beauftragte Ausschuss 
hat dann in der Sitzung auf Grund mangelnder Befassungskompetenz den Tagesordnungs-
punkt von der Tagesordnung abzusetzen. 
 
Gemäß § 8 Abs. 2 der Hauptsatzung der Stadt Geilenkirchen sind Anregungen und Beschwer-
den, die nicht in den Aufgabenbereich der Stadt Geilenkirchen fallen, vom Bürgermeister an 
die zuständige Stelle weiterzuleiten. Zuständig für die Abkommen TTIP, CETA und TiSA ist die 
europäische Kommission. Der Antrag ist daher der europäischen Kommission zuzuleiten. Der 
Vorstand des ver.di-Bezirks Linker Niederrhein ist über die Weiterleitung zu informieren. 
 
Da die Angelegenheit nicht in den Aufgabenbereich der Stadt Geilenkirchen fällt, weist der 
Bürgermeister nach § 3 Abs. 3 der Geschäftsordnung für den Rat der Stadt Geilenkirchen in 
den Erläuterungen zur Tagesordnung darauf hin, dass die Angelegenheit ohne Sachdiskussion 
durch Geschäftsordnungsbeschluss vom Rat von der Tagesordnung abzusetzen ist. 
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Beschlussvorschlag: 
 
Der vorliegende Antrag nach § 24 GO NRW zur Ablehnung der Abkommen TTIP, CETA und 
TiSA wird abgelehnt. 
 
 
 
Anlagen  
 
Antrag § 24 GO NRW bzgl. Ablehnung TTIP, CETA, TiSA 
 
 

(Hauptamt, Frau Schuhmachers, 02451 - 629 109) 
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